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Reformbedürftigkeit der Juristenausbildung in Deutschland
HELMUT BÜCHEL,
Richter am Oberlandesgericht Hamburg

Die Juristenausbildung wird derzeit in der BRD heftig diskutiert. Im 
September 1990 befaßt sich der Deutsche Juristentag in München 
erneut mit der Reform der Juristenausbildung. Im Vorfeld gab es 
zahlreiche Publikationen zu dieser Thematik.

Anknüpfend an die Darlegungen von G. GrevelH. Wagner zur 
„Ausbildung und Fortbildung der Juristen in der DDR “ (NJ 1990, 
Heft 6, S.230) wollen wir mit dem folgenden Beitrag1 die Diskus- 

. sion über das System für die Ausbildung der deutschen Juristen 
anregen.

Am 5. Juli hat die Volkskammer der DDR ein neues Richterge­
setz verabschiedet, das in seiner Systematik und in seinen wesent­
lichen Inhalten dem in der Bundesrepublik geltenden Deutschen 
Richtergesetz vom 8. September 1961 i.d.F. vom 19. April 1972 
(BGBl. I S.713), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. August 
1986 (BGBl. I S. 1446), entspricht. Auf diesem Wege wurde auch 
das bundesdeutsche System der Juristenausbildung übernommen, 
das als Qualifikationsmerkmal für alle juristischen Berufe die 
„Befähigung zum Richteramt“ vorgibt und dafür ein Universi­
tätsstudium und einen praktischen Vorbereitungsdienst, beides mit 
einer Staatsprüfung abgeschlossen, voraussetzt. Dieses System und 
die darauf beruhende Ausbildungswirklichkeit ist wieder einmal 
Gegenstand heftiger Kritik geworden. Es hat zu einer überlangen, 
wenig effektiven und sowohl in didaktischer als auch in berufsqua­
lifizierender Hinsicht überdenkenswerten Ausbildung geführt. Als 
Vorbild taugte es schlecht, zumal seine Reformbedürftigkeit kaum 
noch bezweifelt wird. Es bleibt zu hoffen, daß diese Form der 
Ausbildung bald durch ein anderes Modell ersetzt werden kann, 
bevor sich dieselben Strukturen verfestigt haben.

I. Juristenausbildung in der Bundesrepublik

1. Studium und Vorbereitungsdienst sind für die Bundesrepublik 
in §§ 5 а und b DRiG geregelt. Diese Vorschriften legen die 
Zweiteilung der juristischen Ausbildung fest, enthalten aber im 
übrigen nur eine unvollständige Rahmenregelung, die kein Leitbild 
des Juristen vorgibt, die Ausbildungsgang und -inhalt nur recht 
allgemein andeutet und nicht die tatsächliche Ausbildungszeit, 
sondern nur eine Mindestzeit regelt.

Als zugrunde liegendes Leitbild des Juristen wird als eine 
Art Minimalkonsens formuliert „der gebildete, aufgeklärt-rational 
handelnde Jurist, der fachlich geschult, geistig selbständig und 
sich seiner Verantwortung bei der Verwirklichung des Rechts zur 
Ordnung des menschlichen Zusammenlebens bewußt ist“.1 2 3 Die 
Juristenausbildungsordnungen der Länder geben zum Teil ambi­
tioniertere Ausbildungsziele vor (z.B. Hamburg, § 1 Abs. 2 JAO: 
„Leitbild ist der den Grundsätzen des demokratischen und sozialen 
Rechtsstaats verpflichtete Jurist, der befähigt ist, in eigenständiger, 
verantwortlicher Tätigkeit zu einer sinnvollen Ordnung menschli­
chen Zusammenlebens beizutragen.“).

2. Jedes Prüfungssystem steuert — das liegt auf der Hand - 
Ausbildungsinhalt und Ausbildungsverhalten wesentlich. Dieser 
Satz gilt für die Juristenausbildung im besonderen Maße. Das 
DRiG gibt insoweit als Rahmen für die Länder vor, daß Studium 
und Vorbereitungsdienst jeweils durch eine Staatsprüfung abzu­
schließen sind. Das hat zwei die Ausbildung prägende Konsequen­
zen: Zum einen fallen, soweit es das Studium betrifft, Ausbildungs­
und Prüfungskompetenz auseinander, zum anderen hat der Student 
und später der Referendar das gesamte im Laufe der Ausbildung 
erlernte Wissen im Zeitpunkt des Examens abrufbereit zu halten.

3. Die Regelungen in den Juristenausbildungsordnungen der 
einzelnen Bundesländer enthalten eine genaue Beschreibung des 
Ausbildungsstoffes; sie sind zum Teil im Verordnungswege ergan­
gen, zum Teil als förmliches Gesetz erlassen, von den meisten 
Ländern in den Grundregelungen durch Gesetz, in den Einzel­
heiten durch Rechtsverordnungen festgelegt. Allerdings weisen 
die Juristenausbildungsordnungen der Länder eine Eigenheit auf, 
die zugleich ein organisatorisch bedingtes Dilemma der Univer­

sitätsausbildung deutlich macht: Geregelt sind nicht Gang und 
Inhalt des Studiums, sondern die Zulassungsvoraussetzungen für 
die erste juristische Staatsprüfung und, in Form eines maßlosen 
Katalogs von Pflicht- und Wahlfächern, deren Prüfungsstoff. Ori­
entierungspunkt für die Regelung ist also nicht die Ausbildung, 
sondern die Prüfung. Damit ist ein Auseinanderklaffen zwischen 
der Ausbildung durch die Universität und den von anderer Seite 
festgelegten Prüfungsanforderungen vorgegeben.

4. Die Art der in der ersten und zweiten juristischen Staats­
prüfung zu erbringenden Leistungen unterscheidet sich, trotz des 
Ausbildungsziels „Einheitsjurist“, in den einzelnen Ländern erheb­
lich:

a) Erste juristische Staatsprüfung

Die Mehrzahl der Länder sieht eine mehrwöchige Hausarbeit, da­
nach drei oder vier Klausuren aus unterschiedlichen Rechtsgebieten 
und schließlich die mündliche Prüfung vor, die den gesamten 
Pflichtfachbereich und in der Regel das Wahlfach des Studenten 
erfaßt. Hingegen haben die Studenten in den Ländern Baden-Würt­
temberg, Bayern, Rheinland-Pfalz und Saarland acht Klausuren zu 
schreiben, anschließend absolvieren sie die mündliche Prüfung.

Es leuchtet ein, daß insbesondere die Frage, ob man Studenten 
veranlaßt, sich in einer 6- oder 8wöchigen Hausarbeit mit einem 
Problembereich ausgiebig zu befassen, auf das Studienverhalten 
und die wissenschaftliche Orientierung starke Auswirkungen hat. 
Das gilt auch für die Frage, wieweit die Prüfungsämter eine Wahl­
fachorientierung im Examen zulassen; Baden-Württemberg etwa 
hat die Wahlfächer als Prüfungsstoff seit einigen Jahren ausge­
schlossen, prüfungsrelevant sind dort nur die Pflichtfächer. Das hat 
für die juristischen Fachbereiche erhebliche Rückwirkungen und 
z.B. für Hochschullehrer, die in der Lehre Wahlfächer vertreten, 
diskriminierende Bedeutung.

b) Zweite juristische Staatsprüfung

Die meisten Ländern sehen die Anfertigung einer Hausarbeit vor, 
die aus einem Gutachten und dem Entscheidungsvorschlag zu 
einer Gerichtsakte besteht. Außerdem sind vier (in Hessen und 
Niedersachsen fünf bzw. sechs) Klausuren anhand von Aktenaus­
zügen zu praktischen Fällen zu schreiben. Die mündliche Prüfung 
besteht aus einem Aktenvortrag mit meist dreitägiger Vorberei­
tungszeit zu einer Gerichtsakte und dem „Prüfungsgespräch“. Die 
Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz und
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